
Satzun über die öffentliche Bestattun seinrichtun
der Gemeinde Ohlstadt
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l. All emeine Vorschriften

§ 1 Gegenstand der Satzung

1. Die Gemeinde Ohlstadt unterhält zum Zwecke einer geordneten und würdigen
Bestattung die erforderlichen Einrichtungen für das Bestattungswesen und zwar

a) den gemeindlichen Friedhof mit den einzelnen Grabstätten
b) das gemeindliche Leichenhaus
c) die Leichentransportmittel
d) das Friedhofspersonal.

§ 2 Friedhofszweck und Bestattungsanspruch

Der Friedhof ist eine öffentliche Einrichtung der Gemeinde Ohlstadt und dient
insbesondere den verstorbenen Gemeindeeinwohnern als würdige Ruhestätte und
zur Pflege ihres Andenkens.

Auf dem gemeindlichen Friedhof sind die Beisetzungen für

a) der verstorbenen Gemeindeeinwohner,
b) der im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen wenn eine

ordnungsgemäße'Beisetzung nicht anderweitig sichergestellt ist und
c) der durch Grabnutzungsrecht berechtigten Personen zu gestatten.

Die Bestattung anderer als der oben aufgeführten Personen, bedarf der besonderen
Erlaubnis der Gemeinde Ohlstadt, auf die kein Rechtsanspruch besteht.

§ 3 Friedhofsverwaltung

Der gemeindliche Friedhof wird von der Gemeinde als Friedhofsträgerin verwaltet
und beaufsichtigt (Friedhofsverwaltung).

§ 4 Schließung und Entowidmung

1. ) Der Friedhof kann aus wichtigen öffentlichen Interesse
geschlossen und

entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit weiterer
Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof
seine Eigenschaft'als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht
der Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder
wiedererteilt.

2. ) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die
Entwidmung sind

jeweils öffentlich bekannt zu machen.
3. ) ' Die Gemeinde kann die Schließung verfügen, wenn keine

Rechte auf
Bestattung entgegenstehen.

4. ) " "Die Gemeinde kann die Entwidmung verfügen, wenn alle
Nutzungsrechte und

Ruhefristen abgelaufen sind.
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so.weit zuLschließung oder Entwidmung Nutzungsrechte

^mellme2.. mitdenBerechtigten abgelöst werden sollen, sind unter
^atenTCTJS^CTSe^^^^^^^^

i für den Nutzungsberechtigten möglich"

II. Ordnun svorschriften

§ 5 Öffnungszeiten

Der Friedhof ist tagsüber geöffnet.
£le ^me!ndekann das,Betretendes Friedhofs oder einzelner Teile <

£neS;m Anlass - Z-B- beiLeichenau^ru n'g:n ^ru^u^-

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof

ie^LBe!uc^eLhatslchaufclem Friedhof der Würde des Ortes und der^^e^^s^^e^^^äer
Seunnt^lnA^u^ln"dl^ldh°^^
^^os^^hy^nB^^^^^^^
a) SSLtt^ur"alte;Art^P^eraten Lwi".B. R°"sohuhen

, ?5^?Ä^aSäei^^,R^^^^^
b) ̂ ST^ae^^^ ""« B^n, sowie
c> ̂ Ü'h^d Feterta9en °der während einer Bestaftun9 swren^ Arbeiten
d) ^zt:ISndartnun9 von Fllm- Ton-. video-und ^aufnahmen,

? S5^^^±^^s^^-
g) zu lärmen und zu spielen,
h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde.

uTd G^^^n^^sn -sowe"ste -.< - Z»eok des Friede

§ 7 Gewerbetreibende

1") ̂ .h^r^steLnmetee^Gärtne/LBestatter^ sonstige Gewerbetreibende
äd^^afürnTat^iten.auf^ de; vorhel rSen'5^talsscunTdeunr^ die

Geer^gnedne- Die Gemeinde kann die vorla9e^e7erfo'rdae^^ '
2-) uT/päSori-sS^Ä"ertei". die in fach"^. ̂eN, o.er
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3-) SLeGoT^e!bend^und.^re^ haben die Friedhofssatzung und
fd!e.t^lrgangenen-Regelunge^zu beachten: ^

LschadenLdlestö oder. ihre. Bedie"steten im Zusammenhang mrt ihr^r"
Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

4') .D^Ch. d;,eArbeiten. .da.rfdl_ewürde des Friedhofs'nicht beeinträchtigt werden;
Lnsbesondere'slaufBestattun9sfeier'ichke'^
^aclltung wnsltzil stdenzurvorn. ahm^
^n^^^eLFr^ofewegemit^
^äru^is^i6^"65^^
^ebneite- und Lagerplät2e wieder in einem o'-dnungsgemäßen Zustand zu"

5') ?le äS.ng ZULAUSÜbunggewerblicher Tätigkeiten auf dem Friedhof kann von

Le^?j)genwerden-/wenn. die Voraussetzungen für ihreErteirung'
^g9^en. smlodwwenn der Gewerbetreibendemehrtech gegen die"
!;'^dha°lT^un^odeLge^^^^^^
verstoßen hat. Ein einmaliger schwerer Verstoß ist a'usreichend'

6-) ̂ ewert?etreibendemit Niederlassu"gin ernem'anderen'Mitgliedstaat der

^£^nn^°^tL^^^^^^^£^TPlis?^T^^^^ die im l"ia"ct'"nu7vo^bergeher;d 'tätTg'si^1
Iäbln^A:?nlhmeJ'hre
^w^etrelblndln-h^
^UAT;s^lbeantraglnLDIeBedienstetenau^^^^^^^^^

vorzuweisen.

III. Bestattun svorschriften

§ 8 Allgemeines

1') Bestattungen_slnd unverzü9llch nach Beurkundung des Sterbefalls bei der
^^lan^me}den. DerMmeld^^^
lbe^unfögln.^einl^
^mengrabstätte beantra9. t. 'st auch das Nutzungsrecht nach2uwSs^nalBe!u
^eue^bestattungenjst gleichzeitig die Art de7 Beisetzung fes'tzuleae^"

2-) ?elz^unkt. der.Be.̂ ^^ Gemeinde Tm Eil^le'm^^"m, t den
und dem Pfarramt fest.

§ 9 Beschaffenheit von Särgen und Urnen

^, shaSle«Tte,T±^e 9t,un^0 ab9ed";htet sein. dass<ed^ Durchsickern von

Laus?eschlossenistFür die Bestattung sind zurVermeidung'v'on1
^Twfi las?ng^r sale_aus^
d^k^ep. YC:LPCP;. formaldehyd a^

^&^<^^^^enu^^e^ten'^^^^^^^^
Auool, Lübem.menL^em der Erde'und .in der Urnenwand beigesetzt werden, müssen
a^csxs^äärämM^^



§10 Ausheben der Gräber

1-) ?IgGe^enw:rtdeS<teuS. e'nd"ch beauftra9ten Bestau""3-"-ehmen
2-) uraed^XTo rfsGp^stätten richten sich nach den 3esetzllchen vorschriten

3') .Tieferiegungen können auf Antrag des Nutzungsberechtigten durchgefü^
i, sofern eine entsprechende Begründung vorfiegt

§11 Ruhezeiten

1. ) Die Ruhefristen betragen, gerechnet vom Tage der Bestattung an für
a? ye rstorbene Erwachsene und Kinder über 6 Jahren
b) für Kinder unter 6 Jahren
c) für Aschen im Erdgrab, in einer Urnennische und

in einer Urnenerdröhre

§12 Umbettungen

15 Jahre
10 Jahre

10 Jahre

l') Die, Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.
2") U^TSen, volL.e£hen.und ^ der sonstigen

gesetzlichenvorschrift. en/der. vorherl9en2ustimmung'derG
!kann nu;,bei vo'-l'egen^eines wichtigen Grunde7erie'iit"we7den.

3') ̂UAmnbnT^".T>ls;n;u;m^^^^^^
»{e.le^glhS19ede^veretorbenen mit 2ustimm^g'desGarabstätteI n'mhl ab^s.

1'

4') D^ 2^'not^est;m. mtodln-ze1^ UmbettuTig. "SielässtdTeUmbTttc^^
von-elnem, anerkannten Bestattungsunternehmen durchführen. 'Äuf'den"
geme'ndllchen Bestattungsvertrag~mit einem Bestattungs'unternehmen'wird

5') ^K.°?^tr. um^lto schäde". die an benachbarten

dGeaSe7ed ̂ ^ elne umb-ett""g-ngslä"ufig°eSe'nuahacben

IV. Grabstätten

§ 13 Allgemeines

1') DleGrabstattenb'eiben Ei9entum der Gemeinde. An ihnen können Rechte
nur nach dieser Satzung erworben werden.

2-) £e. A.nlagederGrabstätten richtet sich nach dem Friedhofsplan, der bei der
Fnedhofsverwaltung während der allgemeinen Diensizeiten'ern ae
werden kann. Die Grabstätten werden fortlaufend n ummeriert.'

Grabstätten werden unterschieden in
a) Einzelgrabstätten (Reihen- und Wahlgräber)
b) Doppelgrabstätten (Reihen- und WahTgräber)
c) Urnengrabstätten (Reihengräber)
d) Urnennischen

e) Urnenerdröhren (in vier verschiedenen Feldern)
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4. ) Wird weder ein Wahlgrab in Anspruch genommen, noch eine
Urnenbeisetzung angemeldet, weist die Gemeinde dem Bestattungspflichtigen
ein Reihengrab zu.

5. ) Die im Friedhofsteil A noch bestehenden Familiengrabstätten werden nach
Auflösung nicht mehr angelegt. Neue Familiengrabstätten werden nicht mehr
angelegt.

6. ) Die Ausmaße der Grabstätten richtet sich nach den Maßen der
Grabeinfassung (siehe § 20 Nr. 2).

§ 14 Reihengrabstätten

1. ) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, die der Reihe nach
belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden
abgegeben werden.

2. ) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt werden. Ausnahmen
können bei gleichzeitig verstorbenen Familienangehörigen zugelassen
werden.

3. ) Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahre erworben.

§15WahIgrabstätten

1. ) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, an denen auf Antrag
ein Nutzungsrecht für die Dauer von 15 Jahren (= Nutzungszeit) verliehen und
deren Lage im verfügbaren Rahmen gemeinsam mit dem Erwerber bestimmt
wird. Der Nutzungsberechtigte erhält eine Graburkunde. Der Wiedererwerb
eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag möglich. Auf den Ablauf des
Nutzungsrechts wird der jeweilige Nutzungsberechtigte rechtzeitig schriftlich
hingewiesen.

2. ) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht
übersteigt oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der
Ruhezeit wiedererworben worden ist.

3. ) Der Nutzungsberechtigte hat das Recht, im Wahlgrab bestattet zu werden und
Mitglieder seiner Familie (Ehegatte, Kinder, Eltern und unverheiratete
Geschwister) darin bestatten zu lassen. Ausnahmsweise kann die Gemeinde
auch die Beisetzung anderer Personen zulassen.

4. ) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den Fall
seines Ablebens aus dem in Abs. 3 genannten Personenkreis seinen
Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch
einen Vertrag übertragen, der erst im Zeitpunkt des Todes des Übertragenden
wirksam wird. Wird bis zum Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht
das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des
verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über:
überlebender Ehegatte, eingetragener Lebenspartner, eheliche, nichteheliche
und Adoptivkinder, Stiefkinder, Enkelkinder, Eltern, Geschwister,
Stiefgeschwister. Bei mehreren gleichrangigen Angehörigen erwirbt der
Älteste das Nutzungsrecht. Von der Gemeinde wird eine entsprechende Grab-
Umschreibungsurkunde ausgestellt.

5. ) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine
Person aus dem Kreis des Abs. 3 bzw. 4 übertragen; er bedarf dazu der
vorherigen Zustimmung der Gemeinde.
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6. ) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der
Grabstätte.

7. ) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an belegten
Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzichtet werden. Der
Verzicht kann sich nur auf die gesamt Grabstätte beziehen. Er ist der
Gemeinde unter Vorlage der Graburkunde schriftlich zu erklären.

8. ) Nach Beendigung des Nutzungsrechts kann über das Grab anderweitig
verfügt werden. Hiervon werden der Berechtigte, die Erben oder der Pfleger
des Grabes rechtzeitig benachrichtigt.

9. ) Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahr erworben.

§16 Beisetzung von Aschen

1. ) Aschen dürfen beigesetzt werden in
a) Urnenreihengräbern
b) Urnennischen
c) Urnenerdröhren
d) Erdgräbern (Einzel- oder Doppelgrabstätte)

2. ) Urnenreihengräber sind Urnenstätten, die der Reihe nach belegt und erst im
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit bereitgestellt werden. In einer Urnenreihen-
grabstätte können mehrere Urnen gleichzeitig beigesetzt werden.

3. ) Das Nutzungsrecht wird für die Dauer von 10 Jahren erworben. Ein Anspruch auf
den Erwerb besteht nicht.

4. ) In Urnennischen können zwei Urnen beigesetzt werden. Das Nutzungsrecht wird
für die Dauer der Ruhefrist erworben und beträgt somit 10 Jahre. Die Deckplatten
der Urnennischen sind Eigentum der Gemeinde Ohlstadt. Eine Schmuckplatte,
die zur Beschriftung angebracht werden muss, ist auf Kosten des Nutzungs-
berechtigten anzuschaffen. Die Farbe der Schmuckplatte ist in Abstimmung mit
der Gemeinde Ohlstadt festzulegen.
Die Urnennischen werden fortlaufend nummeriert und auf Antrag von der
Gemeinde zugewiesen.
Urnennischen dürfen nur mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung von deren
Beauftragten geöffnet werden.
Sollte nach Ablauf der Nutzungszeit keine Verlängerung beantragt werden, so
sind die Aschebehälter an einer von der Gemeinde bestimmten Stelle, in
würdiger Weise der Erde zu übergeben. Die Kosten hierfür sind vom Nutzungs-
berechtigten zu tragen.

5. ) In einer Urnenerdröhre können bis zu 4 Urnen beigesetzt werden. Allerdings
dürfen keine Schmuck- bzw. Überurnen angeschafft werden, da die Röhren
hierfür nicht ausgelegt sind. Die Nutzungsdauer wird ebenfalls für die Dauer der
Ruhefrist erworben und beträgt somit auch 10 Jahre. An den jeweiligen
Urnenstelen sind bereits Schmuckplatten zur Beschriftung angebracht (hier ist
die farbliche Abstimmung zur entsprechenden Abdeckung der Urnenerdröhre zu
beachten). Die Beschriftung der Schmuckplatte hat im Auftrag und auf Rechnung
des Nutzungsberechtigten zu erfolgen. Die Urnenerdröhren dürfen nur mit
Genehmigung der Friedhofsverwaltung von deren Beauftragten geöffnet werden.
Sollte nach Ablauf der Nutzungszeit keine Verlängerung beantragt werden, so
sind die Aschebehälter an einer von der Gemeinde bestimmten Stelle, in
würdiger Weise der Erde zu übergeben. Die Kosten hierfür sind vom Nutzungs-
berechtigten zu tragen.
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6. ) Eine Urnenbeisetzung ist der Gemeinde vorher rechtzeitig anzumelden. Bei der
Anmeldung ist die standesamtliche Urkunde und die Bescheinigung über die
Einäscherung vorzulegen.

7. ) Soweit sich aus gesetzlichen Bestimmungen oder dieser Satzung nichts anderes
ergibt, gelten die Vorschriften über Reihengräber für Urnenreihengrabstätten
entsprechend.

§17 Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung und die Anlage von Ehrengrabstätten obliegt ausschließlich der
Gemeinde Ohlstadt.

V. Gestaltun der Grabstätten

§18 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

1. ) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und zu unterhalten, dass die Würde des
Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

2. ) Sechs Monate nach der Bestattung bzw. nach der Verleihung des Nutzungsrechts
ist die Grabstätte würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem
Zustand zu erhalten. Es dürfen nur geeignete Gewächse verwendet werden, die
die benachbarten Gräber und eine spätere Wiederverwendung der Grabstätte
nicht beeinträchtigen.

3. ) Grabbeete dürfen nicht höher als 20 cm sein. Die Grabumrandung außerhalb
der Grabstätte ist von den Grabnutzungsberechtigten zu pflegen und darf nur mit
Rasen oder Kiesmaterial, ohne kantige Abgrenzung, ausgeführt werden.

4. ) Übernimmt niemand die Pflege und Gestaltung und entspricht der Zustand der
Grabstätte nicht den Vorschriften der Gesetze oder dieser Satzung, so ist die
Gemeinde befugt, den Grabhügel einzuebnen, einen vorhandenen Grabstein zu
entfernen und die Grabstätte nach Ablauf der Ruhefrist anderweitig zu vergeben.

5. ) Der Nutzungsberechtigte ist zur ordnungsgemäßen Pflege und Gestaltung der
Grabstätte verpflichtet. Entspricht der Zustand nicht den Vorschriften der Gesetze
oder dieser Satzung, so findet § 29 Anwendung. Werden die Kosten für eine
etwaige Ersatzvornahme nicht ersetzt, so hat die Gemeinde die in Abs. 4
genannten Befugnisse; das Nutzungsrecht gilt dann ohne Entschädigungs-
ansprüche als erloschen.

6.) Bei den Feldern mit den Urnenerdröhren ist keine eigene Bepflanzung erwünscht.
Die Bepflanzung wird von der Gemeinde Ohlstadt in Auftrag gegeben.

VI. Grabmale

§19 Errichtung von Grabmälern

1. ) Die Errichtung und wesentliche Änderung von Grabmälern bedarf der
Erlaubnis der Gemeinde. Für Grabmäler, Einfriedungen, Einfassungen und
sonstige bauliche Anlagen gelten die Vorschriften für Grabmäler
entsprechend, soweit nichts anderes bestimmt ist.



2. ) Die Erlaubnis ist schriftlich zu beantragen. Dem Antrag sind die zur Prüfung
erforderlichen Unterlagen in zweifacher Fertigung beizufügen:

a) eine Zeichnung des Grabmalentwurfs einschließlich Grundriss und
Seitenansicht im Maßstab 1:10

b) die Angabe des Werkstoffs, seiner Farbe und Bearbeitung
c) die Angabe über die Schriftverteilung.

Soweit es erforderlich ist, können von der Gemeinde im Einzelfall weitere
Unterlagen angefordert werden.

3. ) Die Abdeckung der Gräber mit Steinplatten ist ebenfalls nur nach vorheriger
Genehmigung durch die Gemeinde gestattet.

4. ) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn das Grabmal den gesetzlichen
Bestimmungen oder den Bestimmungen der Satzung nicht entspricht.

5. ) Werden Grabmäler ohne Erlaubnis errichtet oder wesentlich verändert, so
kann die Gemeinde die teilweise oder vollständige Beseitigung des Grabmals
anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Bestände hergestellt
werden können. Die Gemeinde kann vertagen, dass ein Erlaubnisantrag
gestellt wird.

6 ) Die Grabmalsgenehmigung ist gebührenpflichtig und der Grabnutzungs-
berechtigte ist zur Kostentragung verpflichtet.

§ 20 Ausmaße der Grabmäler und Einfassungen

1. ) Grabmäler dürfen im Regelfall folgende Ausmaße vom Weg aus gemessen
nicht überschreiten:

Grabmäler aus Stein
bei Einzel- und Doppelgräbern nicht höher als 1, 50 m
bei Einzelgrabstätten nicht breiter als 0, 80 m
bei Doppelgrabstätten nicht breiter als 1, 20 m

Grabmäler aus Holz und Schmiedeeisen:
bei Einzel- und Doppelgräbern nicht höher als 1, 70 m
bei Einzelgrabstätten nicht breiter als 0, 80 m
bei Doppelgrabstätten nicht breiter als 1, 20 m

Grabmal bei Urnen räbern:
nicht höher als
nicht breiter als

0, 80m
0, 50m

Urnennischen:
Die Schmuckplatte hat dem Ausmaß der Abdeckplatte zu entsprechen.

Urnenerdöhren:
Die vorhandenen Schmuckplatten an den Urnenstelen sind zu verwenden Die
Anbringung einer eigenen Platte oder sonstigen Grabschmuckes ist nicht
zulässig. Die Urnenerdröhren haben einen Durchmessner von ca. 18, 5 cm. Es
muss darauf geachtet werden, dass die Urnen nicht zu groß sind.
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2. ) Für Grabeinfassungen gelten folgende Maße (gemessen von Außenkante zu
Außenkante):

a) Einzelgrabstätte
b) Doppelgrabstätte
c) Urnengrabstätte

Länge: 2, 00 m
Länge: 2, 00 m
Länge: 1,20m

Breite: 0,90 m
Breite: 1,60 m
Breite: 0,60 m

3. ) Zwischen den Grabstätten ist ein Abstand von 0,40 m einzuhalten.

§ 21 Standsicherheit der Grabmale

1. ) Jedes Grabmal muss entsprechend seiner Größe dauerhaft gegründet
werden.

2. ) Der Antragsteller hat das Grabmal in einem ordnungsgemäßen, verkehrs-
sicheren Zustand zu erhalten. Er ist für Schäden haftbar, die durch Nicht-
beachtung dieser Verpflichtung entstehen.

3. ) Stellt die Gemeinde Mängel in der Standsicherheit fest, kann sie nach
vorheriger, vergeblicher Aufforderung das Grabmal auf Kosten des Antrag-
stellers entfernen oder den gefährlichen Zustand auf andere Weise beseitigen.

4. ) Bei Antragstellung ist auf die vorstehend genannten Verpflichtungen
hinzuweisen.

§ 22 Entfernung der Grabmäler

1. ) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder
des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde von der
Grabstätte entfernt werden.

2. ) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die
sonstigen baulichen Anlagen zu entfernen. Dazu bedarf es einer
Genehmigung durch die Gemeinde. Werden die Grabmäler innerhalb von 3
Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechts nicht entfernt, fallen sie
entschädigungsfrei in das Eigentum der Gemeinde über. Entstehen der
Gemeinde Kosten zur Entfernung von Grabmälern, sind diese vom Nutzungs-
berechtigten zu tragen.

VII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 23 Widmungszweck und Benutzung der Leichenhalle

1. ) Das gemeindliche Leichenhaus dient - nach Durchführung der Leichenschau
(§§ 1 ff. der Bestattungsverordnung) -

a) zur Aufbewahrung der Leichen aller im Gemeindegebiet Verstorbenen
bis zur Bestattung oder Überführung,

b) zur Aufbewahrung von Aschen der feuerbestatteten Leichen bis zur
Beisetzung im Friedhof, sowie

c) zur Vornahme von Leichenöffnungen.
2. ) Die Toten werden im Leichenhaus aufgebahrt.
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3') BelulheLund-Angehörige haben während der Öffnungszeit Zutritt zu dem
^ahTgsra^m-Leichen von personen, die bei'Einfftt'des'Todesa^ei'ner
ubertragbarenKrankheit im sinne des Bundes-Seuchengesetze^kra^t'
S/aren^.werdenln.einem 9esonderten Raum untergebracht (S'19'Satz'Tder

4. ) Uchtbiklaufnahmen^von aufgebahrten Leichen bedürfen der Erlaubnis der
^eeg^ennd^utnd der zustimmun9 desJe"'gen, der die Bestattung TnAuftrag

5') ̂^6^"^"Sw^nw^mh'e'mrvor9esehenen Ra"" des Leichen-
Slus!l(§29 s,a?,2deLBestattun9SYercrdnun9^du^ ^gecnomcl'
znzlen^s'ele^rfCTln)l^^^^^^

> ^r^n^odeLemeL.schrLfflichen Einwi"'9u"güder:Bestattungspflrc h^gue^'
6')^une^ln. klTlT^'mie J*enhau^^^^^^

zu beantragen.

§ 24 Benutzungszwang

1') ̂ ^e!chlsow^ewne^^^^^ des Gemeindegebietes über-
^hlTleilhensind_spätestens 24 Stu"den"vorder"Bes'tattu^ldl ^c

> zu verbringen, falls nicht unmittelbar nach Ankunft des"
ä^am^am.gemem^ichenFriedho<dte
BnT^g^.TnLgeLals24. stundensä
in das Leichenhaus gebracht werden.

2. ) Ein Zwang jur Benutzung des Leichenhauses entfällt wenn.
a) de^TodineinerAnstalUKrankenhaus, A7ten1ieim^usw. ) eingetreten ist

^rdh^?eeiiris ?eel9neter Raum für die Aufcewahrun9'der'Lelachen"

b) di-eLelche zum zwecke der Überführung an einen auswärtlo
^Shrt^iy zur früheren Einsargun9frei9e9eben"und^e'rzüg^

§ 25 Leichentransport und Leichenträger
1') D^tB eföIderung_der verstorbenen '"nerhalb des Gemeindegebietes

S-^mte in.Trkan.ntes Leichentransportuntemehmen, vgale^eTgilt für die
Überführung nach auswärts und von auswärts^'"'""1" ""''

2') DrtLTlanSortJon.LeiciLenlowte derAufbahrung wird von
Privaten Bestattungsunternehmen ausgeführt.

3') ̂eeg^i^auttnegvonsogenannten Ehrerträ9em bei Beerdigungen wird in der
§ 26 Friedhofswärter

?eTdTBSbnnTnfE'l"^^g^LG/abeLU^^^^^^^
^nBS^^^y^nlmm^^^^^
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VIII. Schlussvorschriften

§ 27 Haftung

Die Gemeinde Ohlstadt haftet nicht für Schäden, die durch nichtsatzungsgemäße
Benutzung des Friedhofes, ihrer Anlagen und der Einrichtung, durch dritte Personen
oder durch Tiere entstehen.

§ 28 Gebühren

Für die Benutzung des gemeindlichen Friedhofs und seiner Einrichtungen sind die
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§ 29 Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße belegt werden, wer

1. ) die bekannt gegebenen öffnungs- und Besuchszeiten missachtet oder
entgegen einer Anordnung der Gemeinde den Friedhof betritt (§ 5)

2. ) den Bestimmungen über das Verhalten auf dem Friedhof zuwiderhandelt (§ 6)
3. ) die Bestimmungen über die gewerblichen Tätigkeiten auf dem Friedhof nicht

beachtet (§ 7)
4. ) Bestattungen nicht unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Gemeinde

anzeigt (§ 8)
5. ) Den Bestimmungen über Umbettungen zuwiderhandelt (§ 12)
6. ) Grabmäler und sonstige Grabanlagen ohne Erlaubnis der Gemeinde errichtet

oder wesentlich verändert (§ 19) oder diese entgegen § 22 entfernt
7. ) Grabstätten nicht ordnungsgemäß anlegt und unterhält (§ 18)

§ 30 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01 Januar 2021 in Kraft.

Ohlstadt, den 08. Dezember 2020

Gemeinde Ohls

Christi cheuerer
1. Bü germeister



Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift

der 11. öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Ohlstadt
am Donnerstag, den 19. November 2020

Sämtliche 17 Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen. Hiervon waren 15 Mitglieder anwesend;
die Beschlussfahigkeit war somit gegeben.

Beschluss Nr. 12 Akz. : 5540

FriedhofOhlstadt;
Neuerlass der Satzun über die öffentliche Bestattun seinrichtun der Gemeinde Ohlstadt

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Sachvortrag und vom Entwurf der Satzung über die
öffentliche Bestattungseinrichtung der Gemeinde Ohlstadt.

Folgende Einzelabstimmungen wurden durchgeführt:

Hunde dürfen nur an der kurzen Leine durch den Friedhof geführt werden.
Abstimmungsergebnis: 7 : 8

Die Grabumrandung außerhalb der Grabstätte ist von den Grabnutzungsberechtigten zu
pflegen und darf nur mit Rasen oder Kiesmaterial, ohne kantige Abgrenzung, ausgeführt
werden.

Abstimmungsergebnis: 15 : 0

Es besteht Einverständnis die Satzung mit den vorgelegten Änderungen zum l Januar 2021 neu zu
erlassen. Die Verwaltung wird beaufitragt die Satzung neu auszufertigen und öffentlich bekannt zu
machen.

Abstimmungsergebnis: 15 : 0

Die Ubereinstünmung des Auszuges
mit den Einträgen im Niederschriftenbuch
wird beglaubigt

Ohlstadt, den 3. Dezember 2020

Gemeinde Ohlstadt
.

A.

C ' ta ei

Verwaltungsa gestellte


